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Beutelt, Katrin

Von: Brincker, Charlotte
Gesendet: Mittwoch, 18. April 2012 08:41
An: Beutelt, Katrin
Betreff: WG: Regionalplanfortschreibung

Anlagen: Einladung Regionalplan.pdf; Vorlage_2053_VIII_ohne_Anl1.pdf
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-----Ursprüngliche Nachricht-----
Von: Joerg Figgener [mailto:Joerg.Figgener@moenchengladbach.de]
Gesendet: Dienstag, 27. März 2012 08:04
An: van Gemmeren, Christoph; Brincker, Charlotte; Krause, Christa; Gruß, Esther; CDU 
Fraktion; Die Linke Fraktion; Sabine Cremer; Frank Stabenow; r.theissen@ewmg.de; FDP 
Fraktion; Michael.Hildemann@geagroup.com; cdu-fraktion-mg@gmx.net; sbahr@gruene-mg.de; 
spdratmg@itbank.de; Alfred Scholzen; Andreas Wurff; Joerg Clages; Juergen Beckmann; 
Die Gruenen Fraktion; FWG Fraktion; Michael Schroeren; Martin Selt; Horst Vennen; Dirk 
Spieker; <David Bongartz
Cc: Norbert Bude
Betreff: Regionalplanfortschreibung

Sehr geehrte Damen und Herren,

wie angekündigt erhalten Sie in der Anlage die Einladung zum Werkstattgespräch am 
18.04.12.
Ebenfalls in der Anlage finden Sie die Beratungsvorlage für den
Planungs- und Bauausschuss vom 14.02.12 - aufgrund des großen Datenvolumens ohne die 
Leitlinien (Anlage 1). Weitere Informationen zur Regionalplanfortschreibung und die 
Leitlinien finden Sie unter 
http://www.brd.nrw.de/planen_bauen/regionalplan/regionalplanfortschreibung.html

Mit freundlichen Grüßen
Jörg Figgener
Stadt Mönchengladbach
FB Stadtentwicklung und Planung
41050 Mönchengladbach
Tel.: 02161/25-9213
Fax: 02161/25-9249
mobil: 0170/9715145
Joerg.Figgener@moenchengladbach.de

MacKirsten
Schreibmaschinentext
1104
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Anlage 2 
 
Entwurf einer Stellungnahme der Stadt Mönchengladbach zu den Leitlinien  
für die Regionalplanfortschreibung. 
(Stand Januar 2012) 
 
Die Stadt Mönchengladbach begrüßt die Leitlinien zur Regionalplanfortschreibung, bedauert 
jedoch, dass die Flächenbedarfsberechnungen des Landes noch nicht vorliegen, da sie eine 
wichtige Grundlage für die Leitlinien darstellen.  
 
Viele Aussagen sind zum jetzigen Stand des Erarbeitungsverfahrens noch zu unbestimmt oder 
nur ansatzweise in ihren gegenläufigen Belangen angedeutet, um mögliche Verfahrensschritte 
und Ergebnisse hinreichend konkret einschätzen zu können. 
 
Vor diesem Hintergrund wird darauf hinwiesen, dass zum Einen die Methoden zur Erarbeitung der 
Grundlagen für die Regionalplanfortschreibung ausreichend qualifiziert und abgestimmt sein soll-
ten, um von den Kommunen als Basis für den Erarbeitungsprozess akzeptiert zu werden. Zum 
Anderen sollten Verfahren und Methoden, die den Kommunen auferlegt werden, hinsichtlich ihrer 
Praktikabilität effizient ausgestaltet werden, um Arbeitsaufwand und Zeitläufe einzugrenzen und 
zielorientiert Ergebnisse zu erbringen (Monitoring, Flächenranking, Infrastrukturfolgekosten etc.) 
 
 
Schwerpunkt Siedlungsraum: 
 
Eine bedarfsgerechte Siedlungsentwicklung für Wohn- und Gewerbeflächen wird ausdrück-
lich begrüßt. Die Stadt Mönchengladbach steht jedoch einem generellen Flächenranking der 
Flächenreserven kritisch gegenüber, da zu befürchten steht, dass, je nach Gewichtung der 
unterschiedlichen Kriterien, der kommunale Handlungsspielraum eingeschränkt wird. Aus 
Sicht der Stadt macht ein Flächenranking nur für regional bedeutsame Siedlungsgebiete, wie 
zum Beispiel im Raum „In und um Düsseldorf“ Sinn, da hier eine regional abgestimmte Flä-
chennutzung erfolgen muss. Fraglich ist dabei aber zum jetzigen Zeitpunkt noch, wie aus 
Sicht der Bezirksregierung die sinnvolle Abgrenzung der Region „In und um Düsseldorf“ aus-
sieht.  
 
Darüber hinaus muss genügend Spielraum für die Entwicklung weiterer Gewerbe- und In-
dustriebereiche sichergestellt werden. Die Aussage, Bereiche für gewerbliche und industriel-
le Entwicklungen (GIB) sollen der Ansiedlung, Bestandssicherung und Erweiterung emittie-
render Betriebe dienen, wird grundsätzlich mitgetragen. Auch die Absicht, großflächigen Ein-
zelhandel in den GIB auszuschließen, wird grundsätzlich positiv bewertet. Allerdings wird 
diese Leitlinie als mögliches regionalplanerisches Ziel der Praxis nicht gerecht. Dem beste-
henden Einzelhandel muss Entwicklungsmöglichkeit erhalten bleiben, um Planungssicherheit 
zu gewährleisten und die kommunale Planungshoheit nicht in Frage zu stellen. Vorstellbar ist 
eventuell eine Aufnahme als Grundsatz in den Regionalplan. 
 
Schwerpunkt Freiraum: 
 
Hier ist erforderlich, im weiteren Verfahren der Regionalplanfortschreibung die Systematik 
der geplanten Darstellungen zum Themenkomplex Windenergie zu schärfen und die rechtli-
chen Folgen ausreichend zu betrachten. 
 
Schwerpunkt Infrastruktur: 
 
Im Bezug auf Warenströme und Warenverkehr muss Raum für neue Entwicklungen berück-
sichtigt werden. Vor diesem Hintergrund wird auch auf die Flächenbedarfsberechnung ver-
wiesen mit dem Hinweis, dass Trendfortschreibungen bei Gewerbeflächen möglicherweise 
nicht den Anforderungen einer zukunftsorientierten Logistik gerecht werden. 
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          Anlage 3 
 
Regionale Kooperation „KOGERE“ - 
Gemeinsames Positionspapier zur Siedlungsentwicklung in der Großregion 
Düsseldorf 
 
Einleitung 
Die Idee einer regionalen Zusammenarbeit in der Region in und um Düsseldorf ist schon häufig 
thematisiert worden und wird zu verschiedenen Sachthemen bereits erfolgreich praktiziert. Die 
Fortschreibung des Regionalplans für den Regierungsbezirk Düsseldorf war Anlass für Arbeits-
gespräche, die sich mit der Siedlungsentwicklung in und um Düsseldorf beschäftigten. Aus die-
sen Gesprächen heraus haben sich unabhängig vom Regionalplanaufstellungsprozess Vertreter 
verschiedener Städte und Kreise zusammengeschlossen und im Mai diesen Jahres den Arbeits-
kreis mit dem Titel „Großregion Düsseldorf – Kooperation für eine gemeinsame Raumentwick-
lung“, kurz „KOGERE“, gebildet. Der Arbeitskreis setzt sich zusammen aus Vertretern der kreis-
freien Städte Duisburg, Düsseldorf, Krefeld, Mönchengladbach, Remscheid, Solingen und Wup-
pertal, sowie dem Rhein-Kreis Neuss und der Kreise Mettmann und Viersen. 
 
Hintergrund 
Zweck des Arbeitskreises auf Arbeitsebene ist es, Ansätze und Möglichkeiten für regionale Ko-
operationen in der Siedlungsentwicklung auszuloten und die Basis für die Entwicklung regionaler 
Konzepte und Strategien zu schaffen. Angesichts des prognostizierten Bevölkerungswachstums 
der Stadt Düsseldorf und der begrenzten Wohnbauflächenreserven innerhalb des Stadtgebietes 
ist es wahrscheinlich, dass die Abwanderung eines Teils der wohnungssuchenden Haushalte ins 
Umland weiterhin anhalten wird, weil die Nachfrage auch zukünftig nicht in vollem Umfang in 
Düsseldorf befriedigt werden kann. Diese Wanderung in die Region soll durch eine nachhaltige 
und siedlungsstrukturell sinnvolle Steuerung der Wohnbaulandentwicklung regional verträglich 
gelenkt werden. 
Gleichzeitig bietet der Arbeitskreis die Chance, vor dem Hintergrund des demografischen Wan-
dels die Konkurrenz um Einwohner zwischen allen beteiligten Städten und Gemeinden in kon-
struktive Bahnen zu lenken. Hier können Strategien diskutiert und Entscheidungen vorbereitet 
werden, die die Zusammenarbeit bei der Wohnbaulandentwicklung erleichtern. Dabei sollen die 
kommunalen Steuerungs- und Entwicklungsmöglichkeiten erhalten bleiben, die Planungshoheit 
der Gemeinden wird nicht infrage gestellt. Vielmehr zielt die Zusammenarbeit darauf ab, regiona-
le Ziele dezentral mit Unterstützung der Gemeinden zu verwirklichen, so dass für alle z.B. im 
Hinblick auf Ausnutzung der Infrastruktur ein Vorteil daraus entsteht. 
Die Vereinbarung gemeinsamer Ziele und die Unterstützung durch die Mitglieder des Kooperati-
onsraumes wird insbesondere vor dem Hintergrund des von der Bezirksregierung angestrebten 
Flächenrankings für regionalverträgliche Wohnstandorte als bedeutsam erachtet. Zum aktuellen 
Zeitpunkt bietet sich die Möglichkeit, eine eigene Position in den Aufstellungsprozess des Regio-
nalplanes einzubringen, die die Besonderheiten und Qualitäten des Planungsraums berücksich-
tigt. 
 
Ziele 
Um die Siedlungsentwicklung in der Großregion Düsseldorf verträglich zu gestalten, setzt sich 
der Arbeitskreis KOGERE folgende Ziele: 
In der Region soll ein angemessenes und vielfältiges Angebot an Bauland und Wohnraum 
angeboten werden. 
Dabei gilt es, 

• die Entwicklung der Gemeinden wie auch die möglichen „Überschwappeffekte“ aus Düs-
seldorf beim quantitativen Angebot an Wohnbauland zu berücksichtigen, 

• den Wohnungsbestand zu erhalten und weiterzuentwickeln, 
• eine qualitätsvolle Siedlungsentwicklung bei der Neuplanung von Wohngebieten (z.B. 

durch begleitende qualitätssichernde Verfahren) sicherzustellen. 
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Angesichts wachsender Verkehrsströme und intensiver Pendlerverflechtungen ist bei der 
Entwicklung von Siedlungsbereichen auf die Minimierung des Verkehrsaufwandes zu 
achten. 
 
Erforderlich ist hierzu 

• die Nutzung und Wiedernutzung zentrumsnaher Flächen, 
• eine Verdichtung im Bereich von dezentralen Arbeitsplatzschwerpunkten, 
• die erreichbarkeitsorientierte Wohnbaulandentwicklung, insbesondere im Bereich der 

Schieneninfrastruktur. 
 
Die Wohnsiedlungsentwicklung soll auf Zentren und definierte Versorgungsbereiche aus-
gerichtet werden, um diese zur optimalen Auslastung der sozialen und technischen Infra-
struktur zu stärken, u.a. damit die Folgekosten gering gehalten werden. 
Die Siedlungsentwicklung soll ökologisch verträglich gestaltet werden und gesunde 
Wohnverhältnisse sicherstellen. Die Neuinanspruchnahme von Freiraum sollte deshalb 
minimiert und Strukturwandelprozesse mit einer Umnutzung von Flächen vorangetrieben 
werden. 
Beachtet werden soll dabei 

• die Minimierung der Eingriffe in Natur und Landschaft, 
• der Erhalt von ökologischen Qualitäten, 
• die Reduzierung vorhandener Umweltbelastungen. 

 
Restriktionen bei der Flächennutzung durch Besonderheiten in den Teilräumen der Region 
sollten berücksichtigt werden. 
Dies betrifft insbesondere 

• die Kleinteiligkeit der vorhandenen Flächennutzungen, 
• die Einschränkungen durch Topographie, 
• die unterschiedlichen Siedlungsdichten in den gewachsenen Strukturen der eher ländli-

chen Gemeinden und der Großstädte. 
 
 
Düsseldorf, den 01.12.2011 




